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SGB-Delegiertenversammlung 

Höhere Löhne, mindestens 5000 Fr. Lohn mit Lehre, mehr Prämienverbilligung 

Die unteren und mittleren Reallöhne stagnieren, die Last der Krankenkassen-Prämien wird untrag-

bar. Die Einkommens- und Abgabenpolitik in der Schweiz geht klar in die falsche Richtung. Leid-

tragende sind die unteren und mittleren Einkommen. Profiteure sind die Topverdiener:innen und 

Gutsituierten. Die obersten Löhne sind stark gestiegen. Die Firmen schütten mehr Dividenden aus. 

Und die Kantone senken die Steuern für hohe Einkommen und Vermögen.  

Jede und jeder dritte Beschäftigte mit Lehre arbeitet für einen Lohn unter 5000 Franken – auf 

Vollzeit gerechnet. Besonders tief sind die Löhne in Berufen mit vielen Frauen. Für viele Gelernte 

steigen die Löhne nämlich selbst mit jahrelanger Erfahrung kaum. Kurz vor der Pensionierung hat 

ein Viertel aller Gelernten weniger als 5000 Franken. Diese Lohnrealität straft all die Sonntagsreden 

über die Schweizer Berufsbildung Lügen. Die duale Berufsbildung bringt zwar fähige Arbeitskräfte 

hervor. Das Versprechen dank der Lehre, ein sicheres Einkommen zu erzielen, klingt für viele Be-

rufsleute aber nur noch hohl. Mit 5000 Franken kann man in der Schweiz bloss mit grossen Ein-

schränkungen leben. Nach Krankenkassen, Mieten und Deckung des Grundbedarfs nur wenig 

übrig. Für eine Familie ist ein angemessenes Leben mit den kleinen Freiheiten und ohne finanzielle 

Sorgen schlicht nicht möglich. 

Es braucht eine Wende in der Lohn- und Einkommenspolitik. Damit diejenigen, die Tag für Tag für 

ihr Geld hart arbeiten müssen, finanziell gut über die Runden kommen. 

Die Reallöhne der Normal- und Geringverdienenden müssen markant stiegen. Wer eine Lehre ge-

macht hat, soll mindestens 5’000 Franken pro Monat verdienen. Generell müssen die Löhne min-

destens 4’500 Franken betragen. Damit die Lohnentwicklung ausgeglichener ist und sich die Lohn-

schere schliesst, braucht es generelle Lohnerhöhungen und eine Abkehr von den ungerechten 

Bonus-Lohnsystemen. Der SGB setzt sich für bessere GAV-Löhne und mehr GAV ein. Gegen die 

Lohnexzesse helfen zudem klare Vorgaben der öffentlichen Hand – insbesondere bei öffentlichen 

Betrieben oder Leistungserbringern in den Sozialversicherungen (Krankenkassen, Spitäler u.a.). 

In der Abgabenpolitik müssen die «Kopfsteuern» bei den Krankenkassenprämien gesenkt werden 

– über tiefere Prämienverbilligungen. Wie das die Prämien-Entlastungs-Initiative vorsieht. Niemand 

soll mehr als 10 Prozent des Einkommens für die Prämien ausgeben müssen. Die geplanten Sen-

kungen der Einkommens- und Vermögenssteuern gehen hingegen in die falsche Richtung. Sie 

stellen diejenigen noch besser, die es nicht nötig haben. Der SGB lehnt sie deshalb ab. 
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